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Im Mai 2019 gewann Premiermi-
nister Narendra Modi die Wahl 
für eine zweite fünfjährige Amts-

zeit mit einer seit Jahrzehnten nie da-
gewesenen parlamentarischen Mehr-
heit (303 von insgesamt 545 Sitzen). 
Unter seiner Führung hat es die Bha-
ratiya Janata Party (BJP) aufgegeben, 
auch nur den Anschein zu erwecken, 
die verfassungsmäßige Verpf lich-
tung auf die Werte des Säkularis-
mus, des politischen Pluralismus 
und der geistigen Freiheit zu wah-
ren.1 Mit einer demoralisierten und 
blutleeren Opposition im Parlament, 
einer weitgehend eingeschüchterten, 
ehedem angriffslustigen Presse und 
einer unabhängigen Justiz in Gefahr 
steht Modi und seinen ideologischen 
Mitstreitern kaum etwas im Wege, 
um aus Indien eine illiberale Demo-
kratie zu machen.

Die mehrheitlich antisäkulare Vision 
der BJP bedroht die freiheitliche De-
mokratie in Indien auf drei Ebenen: 
gesellschaftlich, ideologisch und insti-
tutionell. Wenn die Partei diese Vision 
umsetzt, wird Indien wahrscheinlich 
eine Wahldemokratie bleiben, aber der 
Anspruch, eine liberale Demokratie 
mit freien, leidenschaftlichen Debat-
ten, einer widerstandsfähigen Gewal-
tenteilung und einem soliden Schutz 
der Rechte und Freiheiten zu sein, wird 
der Vergangenheit angehören.

Illiberale Anfänge

Illiberale Tendenzen waren schon 
während der ersten Amtszeit Modis 
von 2014 bis 2019 offensichtlich – 
mit einer Flut von Angriffen auf Dis-
sidenten, welche die zunehmende hin-
duistische Bigotterie kritisierten und 
in der landessprachlichen Presse da-
rüber schrieben. Prominente Intel-
lektuelle, bekannt für ihre kritischen 
Stimmen, wurden unter mysteriösen 
Umständen erschossen.2 Ihre Befürch-
tungen hinsichtlich des zunehmenden 
hinduistischen Religionseifers waren 
wohl begründet. Zwar gab es kei-
ne hinduistisch-muslimische Mas-
senunruhen, wohl aber Lynchmorde 
an Muslimen vor allem in Nordindien 
wegen angeblichen Schmuggels von 
Rindern zum Zweck ihrer Schlach-
tung.3 Zum Thema dieser in Selbst-
justiz verübten Morde verharrte der 
sonst so redselige Premierminister in 
eisigem Schweigen.

Der Fairness halber sei gesagt, dass 
auch der Indische Nationalkongress 
(Indian National Congress, INC) 
kaum saubere Hände hat. Der INC 
war der Hauptopponent der BJP und 
lange Zeit die beherrschende poli-
tische Partei Indiens. Mehr als zwei 
Jahrzehnte sammelte er Wählerstim-
men, indem er illiberalen Kräften ge-
genüber Konzessionen machte. Noch 

vor der berüchtigten Fatwa der Is-
lamischen Republik Iran gegen den 
indisch-britischen Schriftsteller Sal-
man Rushdie wegen seines 1988 er-
schienenen Romans „Die Satanischen 
Verse“ verhängte der indische Finanz-
minister unter dem INC-Premiermi-
nister Rajiv Gandhi ein Importverbot 
des Buches. Eine Dekade später wur-
de während der ersten Amtszeit von 
INC-Premierminister Manmohan 
Singh der große modernistische Ma-
ler M.F. Husain zur Flucht aus Indien 
nach Dubai gezwungen, nachdem 
seine Nacktdarstellungen indischer 
Gottheiten ihm Todesdrohungen ein-
gebracht hatten, gegen die ihn die Re-
gierung augenscheinlich nicht schüt-
zen wollte.

Der INC war allzu bereit, sich dem 
Illiberalismus zu fügen, hatte aber 
nicht diese Art von politischer Agen-
da wie die BJP und ihre hinduistisch-
nationalistische Mutterorganisation, 
der Nationale Freiwilligenkorps oder 
RSS (Rashtriya Swayamsevak Sangh). 
Der INC sah sich auch mit strenge-
ren normativen und institutionellen 
Beschränkungen konfrontiert als die 
BJP mit ihrer großen Mehrheit. Fest 
im Amt verankert, ist diese Partei 
nun frei, ihren mehrheitlich hindu-
istischen Neigungen nachzugehen. 
Allem Anschein nach hat sie vor, ge-
nau dies zu tun. 
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Hartes Vorgehen  
gegen Andersdenkende

Vor dem Ende von Modis erster 
Amtszeit begann bereits das harte 
Vorgehen gegen bekannte opposi-
tionelle Intellektuelle. Gegen Ende 
August 2018 verhafteten die Be-
hörden landesweit fünf prominente 
Aktivist(inn)en4 nach dem Gesetz zur 
Verhinderung ungesetzlicher Aktivi-
täten (Unlawful Activities Prevention 
Act), das Inhaftierungen ohne rich-
terlichen Beschluss erlaubt. Die fünf 
wurden wegen der Unterstützung 
kommunistischer Aufständischer 
beschuldigt, die über zwei Jahr-
zehnte in mehreren indischen Bun-
desstaaten Verwüstungen angerich-
tet hatten. Der Oberste Gerichtshof 
Indiens ordnete rasch die Verlegung 
der Aktivisten vom Polizeigewahr-
sam in den Hausarrest an. Zur Zeit 
dieser Niederschrift Ende Dezember 
2019 waren immer noch drei in Haft, 
während zwei gegen Kaution auf frei-
em Fuß sind. Unklar ist, ob die Re-
gierung eine Anklage plant.5

Im Februar 2019 zeigte die Modi-
Regierung bei den bevorstehenden 
Wahlen, dass sie ihre Absicht nicht 
aufgegeben hatte, Jagd auf bekann-
te Intellektuelle des öffentlichen Le-
bens zu machen, die abweichende 
Meinungen öffentlich vertreten. In 
jenem Monat wurde der bekannte 
Wissenschaftler und Dalit-Aktivist 
Anand Teltumbde wegen Anstif-
tung zu Unruhen in Mumbai abge-
holt. Er hatte auf einem Literaturfe-
stival 2017 Aufmerksamkeit mit der 
Äußerung erlangt, Modi sei ein „Nar-
zisst par excellence“, der mit seiner 
Politik des „Faschismus plus irgend-
was“ schlimmer noch als Hitler en-
den könne. Hunderte von Wissen-
schaftlern weltweit unterzeichneten 
eine Erklärung, in der sie Teltumbde 
verteidigten und forderten, die An-
klage gegen ihn fallen zu lassen.6

Kaum im Amt, beeilte sich die zwei-
te Modi-geführte Regierung, gegen 
jene Organe der traditionell frei-

en Presse vorzugehen, die es immer 
noch wagen, die Ansichten und Be-
hauptungen der Regierung in Frage 
zu stellen. Am 9. August 2019 wur-
den der Fernsehnachrichtenprodu-
zent Prannoy Roy und seine Frau und 
Geschäftspartnerin Radhika Roy auf 
dem Flughafen Mumbai wegen an-
geblicher Fluchtgefahr im Zusam-
menhang mit einer Korruptionser-
mittlung abgefangen. Sie dürften das 
Land nicht verlassen, um Urlaub zu 
machen.7 Der einf lussreiche Nach-
richtensender NDTV (New Delhi 
Television Limited ), den sie besitzen 
und betreiben, war regierungskri-
tisch. Dies nährte den Vorwurf, die 
Ermittlungen im Zusammenhang 
mit ihren Geschäften seien nur ein 
politisch motivierter Vorwand.

Der Einsatz von staatlichen Zwangs-
maßnahmen gegen diejenigen, die 
die Regierungspolitik hinterfragen, 
nimmt zu. Anfang September 2019 
wurde die prominente politische 
Aktivistin Shehla Raschid aus Neu 
Delhi wegen Aufruhrs (sedition) an-
geklagt, nachdem sie getwittert hat-
te, die indische Armee habe während 
der monatelangen Kontaktsperre des 
von Indien kontrollierten Teils des 
umstrittenen Bundesstaates Jammu 
und Kaschmir die Menschenrechte 
verletzt.8

Das Exempel 
Staatsbürgerschaft

Ein anderer Grenzstaat – Assam im 
Nordwesten – ist Schauplatz der mit 
am beunruhigendsten Entwicklung. 
Seit 2015 aktualisiert die BJP das Na-
tionale Staatsbürgerregister (National 
Register of Citizens, NRC). Es handelt 
sich um ein Dokument aus den frühen 
1950er-Jahren, das ausschließlich As-
sam behandelt. Am 31. August 2019 
wurden im Rahmen dieser Aktualisie-
rung diejenigen, welche nach dem 24. 
März 1971 in den Staat migriert wa-
ren (oder deren Vorfahren) zu „Staa-
tenlosen“ erklärt.9 Das Datum wur-
de deshalb gewählt, weil damals am 
folgenden Tag die pakistanische Ar-

mee massiv und gewaltsam Unruhen 
in Ostpakistan niederschlug, was Mil-
lionen zur Flucht über die indische 
Grenze trieb. Die Niederschlagung 
führte zu einem umfassenden Bürger-
krieg, gefolgt von der erfolgreichen In-
tervention des indischen Militärs im 
Dezember 1971 und der Entschei-
dung Ostpakistans, sich unter dem 
Namen Bangladesch als neues unab-
hängiges Land zu erklären.

Die Bestimmungen des NRC gehen 
zurück auf das Assam-Abkommen 
von 1985, das die Zentralregierung 
in Neu Delhi nach ausgedehnten Pro-
testen der indigenen Assames(inn)
en aushandelte, die wegen der ille-
galen Einwanderung (meist Benga-
lisch sprechende Muslime) aus dem 
benachbarten Bangladesch besorgt 
waren. Eingewanderte Aktivisten 
fürchten, dass die NRC-Aktualisie-
rung die gesamte arme Bevölkerung 
einschließlich der armen Muslime 
entrechten wird.

Mit dem Stichtag für die NRC-Ak-
tualisierung und der Anwendung der 
neuen Anforderungen an die Staats-
bürgerschaft scheinen mindestens 
1,9 Millionen der insgesamt 33 Mil-
lionen Einwohner/-innen Assams 
staatenlos geworden zu sein. Denjeni-
gen, die nun als „Staatenlose“ galten, 
wurde eine Frist von 120 Tagen (be-
ginnend mit dem 31. August 2019) 
eingeräumt, um beim für Ausländer 
zuständigen Gericht in Assam (Fo-
reigners Tribunal of Assam) Beschwer-
de einzulegen. Denjenigen, die das 
Gericht nicht davon überzeugen kön-
nen, in das NRC aufgenommen zu 
werden, bleibt als letzte Instanz nur 
die notorisch langsam arbeitende Ge-
richtsbarkeit der indischen Union. In 
der Zwischenzeit ließ die indische Re-
gierung Internierungslager in Assam 
errichten.10 Anfang September 2019 
ließ Innenminister Amit Shah, der 
auch BJP-Parteivorsitzender ist, ver-
lautbaren, dass die Modi-Regierung 
„nicht eine(n) einzige(n) illegale(n) 
Einwanderer/-in“ in Assam dulden 
werde.11 Neben dem erklärten Ziel, 
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die illegale Einwanderung umzukeh-
ren, sehen Kritiker die Absicht, alle 
Muslime, die keinen Staatsangehö-
rigkeitsnachweis erbringen können, 
aus diesem Teil Indiens zu vertreiben.

Mit Sprachenvielfalt  
und Meinungsfreiheit 
auf Kriegsfuß

Minister Shah, darf man vermuten, 
kann mit Indiens Vielfalt und Plu-
ralismus, die dem Land innewohnt, 
kaum etwas anfangen. Dies wur-
de auch durch Äußerungen am 14. 
September 2019 deutlich, dem Ge-
denken an den Hindi Day, der den 
Beschluss der Verfassunggebenden 
Versammlung (Constituent Assem-
bly) aus dem Jahr 1949 markiert. 
Dieser Beschluss erhob Hindi zur 
„offiziellen“ Sprache der Union (mit 
Vorschriften, die den Gebrauch des 
Englischen für bestimmte Zwecke 
erlauben). Indien hat keine „nati-
onale“ Sprache, und es gibt neben 
Hindi 22 weitere in der Verfassung 
„aufgeführte“ Sprachen. In einer 
Rede und einigen Tweets äußerte 
Shah, dass „es sehr wichtig ist, eine 

Sprache für das ganze Land zu ha-
ben, welche die Identität Indiens in 
der Welt darstellt.“12 Er fuhr fort, es 
solle Hindi sein, da sie die am mei-
sten gesprochene Sprache sei (von 
etwa 40 Prozent der Bevölkerung). 
Durch diese Forderung bekräfti-
gte Shah eine lang gehegte Präfe-
renz der BJP und belebte die Idee 
neu. Wenngleich Versuche in den 
1960er-Jahren, Hindi zu bevorzu-
gen, zu großf lächigen Unruhen im 
Land führten, insbesondere in Tamil 
Nadu und Westbengalen. Dort do-
minieren andere Sprachen als Hindi. 
Erwartungsgemäß reagierten füh-
rende Persönlichkeiten außerhalb 
des „Hindi-Gürtels“ im mittleren 
Norden empört auf Shahs Werbe-
schachzug für Hindi und forderten 
die Rücknahme seiner Äußerungen.

Schon während seiner ersten Amts-
zeit verhielt sich Modi gegenüber der 
Jawaharlal Nehru University (JNU) 
in Neu Delhi ausgesprochen grob, 
immerhin eine von Indiens renom-
miertesten, wenn auch links stehen-
den, akademischen Lehranstalten. Ich 
habe an anderer Stelle darauf hinge-
wiesen, wie die Regierung 2016 einen 
JNU-Studenten wegen Aufruhrs fest-
nahm, nachdem er im Februar dessel-

ben Jahres eine leidenschaftliche, aber 
weitgehend banale Rede gehalten hat-
te.13 Danach kam es zur Einmischung 
in die innere Verwaltung mit dem Ziel, 
die Fakultäten – nicht nur an der JNU, 
sondern landesweit – daran zu hin-
dern, Kritik an der rechts gerichteten 
Regierung zu üben.14

Unglücklicherweise scheinen diese 
Bestrebungen, die Unabhängigkeit 
der öffentlichen wie auch der pri-
vaten Universitäten einzuschränken, 
Auftrieb zu erhalten. Im Juni 2019 
erließ Ministerpräsident Yogi Adi-
tyanath, ein BJP-Politiker und fa-
natischer Hindupriester, im bevöl-
kerungsreichen Bundesstaat Uttar 
Pradesh eine Verordnung, die private 
Universitäten anwies, keine „antina-
tionalen Aktivitäten“ zu erlauben. 
Darauf angesprochen zu erläutern, 
was ein solches Verhalten ausmache, 
weigerte sich die Regierung, offiziell 
dazu Stellung zu nehmen. Adityanats  
Stellvertreter deutete an, dass die Ver-
ordnung notwendig sei, um eine Wie-
derholung der Proteste wie der De-
monstration an der JNU im Februar 
2016 zu verhindern.15

Die jüngsten Signale, dass die mit 
einer größeren Parlamentsmehr-

Campus der Jawaharlal Nehru Universität
Bild: flickr.com, Manuel Menal (CC BY-SA 2.0)
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heit wiedergewählte Modi-Regie-
rung nicht die Absicht hat, ihre Be-
strebungen nach Übernahme der 
Universitäten und Kontrolle der 
Fakultätsmitarbeiter/-innen zu mä-
ßigen, sind alarmierend. Im Juli 
2019 forderte ein JNU-Vertreter eine 
von Indiens renommiertesten Histo-
rikerinnen, Romila Thapar, schrift-
lich auf, Zeugnisse einzureichen, um 
ihre Eignung als emeritierte Profes-
sorin der Universität neu bewerten 
zu können. Thapar, die 1931 gebo-
ren und 1991 emeritiert wurde, aber 
noch aktiv ist, weigerte sich. Es ist 
auch unnötig, denn Thapars Schrif-
ten und Einlassungen sind weithin 
veröffentlicht, und sie verfügt über 
sechs Ehrendoktorwürden. Die als 
Verwaltungsroutine getarnte Belei-
digung war schlicht der Versuch, 
eine Intellektuelle von öffentlichem 
Renommee wegen ihrer Kritik an 
den mehrheitlichen Tendenzen der 
BJP-Regierung sowie deren Be-
strebungen, die Geschichtsbücher 
neu zu schreiben, herabzusetzen.16 
Wissenschaftler/-innen aus dem In- 
und Ausland setzten sich für Tha-
par ein. Ihr hoher wissenschaftlicher 
Rang hilft ihr bei ihrer unnach-
giebigen Haltung, aber die Bereit-

schaft der Regierung, jemanden 
von ihrem Rang ins Visier zu neh-
men, beeindruckt zweifellos jüngere 
Wissenschaftler/-innen. Das ist kein 
gutes Omen für die Zukunft der 
Wissenschaftsfreiheit in einem von 
der BJP regierten Indien.

Der Angriff auf  
die Institutionen

Das Land ist in mehrfacher Hinsicht 
einem Angriff auf seine Institutionen 
ausgesetzt. Anzeichen einer bevorste-
henden Attacke wurden schon wäh-
rend des Wahlkampfs 2019 sichtbar. 
Lange Zeit für ihre strikte Unpartei-
lichkeit gefeiert, zeigte die Wahlkom-
mission Indiens (Election Commission 
of India, ECI) während des Wahl-
kampfs Anzeichen von Begünstigung 
der Regierung. Ende März, weniger 
als zwei Wochen vor der Öffnung der 
Wahllokale, erschien plötzlich ein 
Fernsehsender namens NaMo TV. Es 
drehte sich alles um Modi, ausschließ-
lich seine Reden als Premierminister 
und weitere BJP-Themen standen auf 
dem Programm. Die Oppositions-
parteien beklagten, der Fernsehsen-
der verstoße gegen den ECI-Verhal-
tenskodex, der am 10. März 2019 in 

Kraft getreten war. Am 10. April, ei-
nen Tag vor Beginn der Wahlen17 er-
legte die ECI NaMo TV Beschrän-
kungen auf. Der Sender wurde am 17. 
Mai, zwei Tage vor der letzten Wahl-
phase, dauerhaft abgeschaltet. Kri-
tiker, einschließlich Rahul Gandhi, 
INC-Vorsitzender und Hauptoppo-
nent Modis, waren der Ansicht, dass 
die Verletzungen des Verhaltensko-
dexes durch NaMo TV offensicht-
lich seien und beschuldigten die ECI, 
langsam und schwach reagiert zu ha-
ben, um die BJP zu begünstigen. Die 
ECI, twitterte Gandhi, sei schuld an 
der „Kapitulation vor Modi und seiner 
Gang“. Die Kommission, fuhr Gan-
dhi fort, „war einmal gefürchtet und 
angesehen. Nun nicht mehr.“18 An-
dere Beschwerden betrafen das zö-
gerliche Vorgehen der ECI, die Aus-
strahlung eines biografischen Films 
über Modi am Wahlabend zu stoppen.

Nicht weniger als 66 hohe Beamte 
im Ruhestand unterzeichneten am 8. 
April einen Brief an den Präsidenten 
Indiens und brachten ihre „tiefe Be-

Protest in Kachmir trotz 
Versammlungsverbot

Bild: flickr.com, Kashmir Global (CC BY 2.0)
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sorgnis“ darüber zum Ausdruck, dass 
die „Glaubwürdigkeitskrise“ der ECI 
„das Fundament der indischen De-
mokratie“ gefährde.19 Mit einer Flut 
weiterer Klagen konfrontiert, ergriff 
die ECI so milde Maßnahmen wie 
die Ermahnung des Premiermini-
sters Adityanath, in seinen Äuße-
rungen „vorsichtiger“ zu sein. Die 
ECI steht in den Augen der Wähler 
inzwischen kompromittiert da. Diese 
bedeutsame Kontrolleinrichtung war 
lange Zeit für ihre Neutralität und 
Unabhängigkeit hoch angesehen. Es 
handelt sich hier um einen echten und 
schwerwiegenden Sündenfall.

Die von der BJP-Regierung betrie-
bene Schwächung grundlegender 
Institutionen hatte sich ebenso im 
Dezember 2018 gezeigt. Sie hatte 
Shaktikanta Das für drei Jahre zum 
Chef der Indischen Zentralbank 
(Reserve Bank of India, RBI) berufen. 
Zum ersten Mal in drei Jahrzehnten 
würde eine Person ohne Universi-
tätsabschluss oder qualifizierte Be-
rufserfahrung in Wirtschaftswis-
senschaften Indiens Zentralbank 
leiten. Shaktikanta Das ist ein pensi-
onierter Beamter mit zwei Abschlüs-
sen in Geschichte.20 Er hatte zuletzt 
öffentliche Ämter mit wirtschaftli-
chen Fragestellungen bekleidet und 
war mit der Umsetzung von Modis 
schlecht durchdachter und umstrit-
tener Geldentwertung vom Novem-
ber 2016 befasst. Auf einen Schlag 
wurden hohe Währungsbeträge ab-
gezogen, was zu erheblichen Ver-
werfungen führte. Seit seiner Über-
nahme der RBI hat Das nicht eine 
Entscheidung getroffen, die nicht 
zur Sorge um die künftige Unab-
hängigkeit der Bank geführt hätte. 
Seine dubiose Geldpolitik mit desa-
strösen wirtschaftlichen Folgen und 
seine fehlende einschlägige Quali-
fikation nähren weiterhin die Be-
fürchtung, ob er den Einf luss der 
BJP von der quasi-autonomen Zen-
tralbank fernhalten kann oder will. 

Zudem bedient sich die Modi-Regie-
rung in problematischer Weise der 

Strafverfolgungsbehörden. Im Au-
gust 2019, wenige Monate nach der 
Wahl, wurde der ehemalige Finanz-
minister unter der INC-Regierung, 
P. Chidambaram, wegen Geldwäsche 
und Bestechung festgenommen. Es 
wirkte wie ein fürs Fernsehen insze-
niertes Spektakel: Am Abend des 21. 
August kletterten Beamte der in-
dischen Bundespolizei (Central Bu-
reau of Investigation and the Enforce-
ment Directorate) vor laufenden 
Kameras über die Mauern von Chi-
dambarams Haus in Neu Delhi. Ein 
INC-Sprecher beklagte verbittert, 
die Regierung greife sich ein promi-
nentes Mitglied der wichtigsten Op-
positionspartei heraus. Er nannte die 
Festnahme gar einen „Mord an der 
Demokratie am helllichten Tag“.21

Das Gericht wird Chidambaram 
schuldig oder unschuldig sprechen. 
Zweifel an der Art und am Zeitpunkt 
seiner Festnahme sind jedoch nach-
vollziehbar. Wenngleich bei der politi-
schen Klasse Indiens Rechtsbruch lei-
der nichts Ungewöhnliches ist. Einem 
Bericht zufolge sind 159 der 545 Mit-
glieder des Unterhauses wegen schwe-
rer Straftaten angeklagt.22 Der INC 
war in Aufruhr: eine Polizeirazzia bei 
Nacht und Nebel bei einem seiner füh-
renden Mitglieder kann ihm nur wei-
teren Schaden zufügen. Selbst wenn 
die Beschuldigungen gegen Chi-
dambaram sich bewahrheiten, scha-
det jedoch der leiseste Verdacht, die 
Strafverfolgung werde politisiert, der 
indischen Demokratie.

Gravierende Änderungen  
– keine Debatte

Besonders verstörend war das Vorge-
hen der Regierung am 5. August 2019, 
das grundsätzlich die Frage nach der 
Zukunft des indischen Föderalismus 
aufwarf. An diesem Tag nutzte die 
BJP ihre große Mehrheit im Parla-
ment, um den Sonderstatus von Jam-
mu und Kaschmir zu beenden und den 
Bundesstaat zum Unionsgebiet zu er-
klären. Fairerweise muss gesagt wer-
den, dass diese Aktion schon lange auf 

der BJP-Agenda stand und eine For-
derung in ihrem Wahlprogramm von 
2019 war. Gleichwohl war die Vor-
gehensweise derart überstürzt, dass 
es einer rücksichtslosen Missachtung 
des grundlegenden Charakters Indi-
ens als föderaler Republik gleichkam. 
Es gab keine Diskussion oder Debat-
te im Parlament, Proteste der Opposi-
tion blieben erfolglos. Die Regierung 
zeigte keinerlei Bereitschaft, die ge-
setzgebende Versammlung des Bun-
desstaates zu konsultieren, obwohl die 
Verfassung dies verlangt. Einen Bun-
desstaat mit eigener Regierung in ein 
direkt von Neu Delhi zu regierendes 
Territorium umzuwandeln stellt einen 
einschneidenden Schritt dar. Mit an-
zusehen, wie diese Maßnahme Anfang 
August 2019 durchgeschleust wurde 
– mit einem suspendierten und von 
dem Prozess vollständig ausgeschlos-
senen Bundesstaatsparlament –, das 
war selbst für erfahrene Beobachter 
der BJP und ihres manchmal plum-
pen Prozedere ein Schock. 

Gemäß der nationalen Volkszählung 
von 2011 waren etwa 68 Prozent der 
12,5 Millionen Einwohner/-innen 
von Jammu und Kaschmir Musli-
me. Dieser Umstand machte ihn zum 
einzigen mehrheitlich muslimischen 
Bundesstaat Indiens. Die indische 
Union besteht insgesamt zu etwa 80 
Prozent aus Hindus. Die Muslime in 
Kaschmir befürchten nun, dass mit 
der Aufhebung des Sonderstatus von 
Jammu und Kaschmir Bewohner/-
innen anderer Teile der Union be-
ginnen, Immobilien zu kaufen und 
dorthin zu ziehen. Wenn der Ober-
ste Gerichtshof die Statusänderung 
bestätigt, dann gäbe es keine recht-
liche Beschränkung mehr. Die Mus-
lime Kaschmirs befürchten, so zu ei-
ner Minderheit in ihrer Heimat zu 
werden. Die BJP-Aktivisten würden 
dies wahrscheinlich begrüßen, da sie 
dies als einen Fortschritt bei der na-
tionalen Integration ansähen. 

Bis heute ist der nördlichste Teil In-
diens abgeriegelt. Führende Politi-
ker des Bundesstaates stehen unter 
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Hausarrest, viele Kritiker sind un-
tergetaucht oder im Gefängnis. Die 
Presseberichterstattung wird kon-
trolliert, ausländische Journalist(inn)
en sind ausgeschlossen. Sicherheits-
kräfte führen Absperrungen und 
Durchsuchungen durch, wobei ih-
nen Rechtsverletzungen zur Last ge-
legt werden.23

Trotz der Bemühungen der Regie-
rung, den Eindruck zu erwecken, 
als würden sich die Dinge norma-
lisieren, bleibt die Lage in Kasch-
mir angespannt. Oppositionellen 
im indischen Parlament wie auch 
US-Senator Christopher Van Holle-
nal (Demokratische Partei, Distrikt 
Maryland) wurde die Erlaubnis ver-
weigert, die Region zu besuchen. 
Ende Oktober 2019 allerdings wur-
de eine handverlesene Gruppe des 
Europäischen Parlaments, überwie-
gend Repräsentanten von Parteien 
des rechten Flügels, zu einer minu-
tiös arrangierten Rundreise durch 
Kaschmir eingeladen. Ein Mitglied 

des Europaparlaments, Chris Davies 
von den britischen Liberalen De-
mokraten, zog seine Zusage zurück, 
nachdem er sich vergeblich um un-
gehinderten Zugang bemüht hat-
te. Deutschlands Kanzlerin Angela 
Merkel äußerte bei ihrem Besuch in 
Indien öffentlich, zum Missfallen der 
Modi-Regierung, die Lage in Kasch-
mir sei „unhaltbar“.24

Ayodhya-Widersprüche

Am 8. November 2019 urteilte ein 
fünfköpfiges Richtergremium des 
Obersten Gerichtshofs zum Fall der 
Babri-Moschee und versetzte dem 
Pluralismus einen weiteren Schlag. 
Die Klage war nach der Zerstörung 
des muslimischen Gotteshauses in 
Ayodhya (Uttar Pradesh) durch hin-
duistische Eiferer im Dezember 1992 
erhoben worden. Das Gericht ent-
schied, das 2,77 Hektar große Grund-
stück müsse der Regierung übergeben 
werden. Diese könne dann eine Stif-
tung gründen, um dort einen hinduis-
tischen Tempel zu bauen. Gleichzeitig 
sprach der Gerichtshof der musli-
mischen Seite fünf Hektar in einem 
anderen Teil von Ayodhya zum Bau 
einer neuen Moschee zu. Bemerkens-

wert ist hier, dass die Richter, obwohl 
sie die Zerstörung der Babri-Moschee 
als gesetzlosen Akt verurteilten, be-
schieden, der Regierung das Grund-
stück zur Nutzung durch die hinduis-
tische Gemeinschaft zu übereignen.25

Hindu-Aktivist(inn)en und Eiferer 
jubelten, die muslimischen Kläger 
zeigten sich über den Richterspruch 
enttäuscht. Sie nahmen das Urteil al-
lerdings an. Es ist kaum zu bestreiten, 
dass dies ein weiterer Angriff auf das 
Gefüge des indischen Säkularismus 
darstellt. Zwar haben die Richter zuge-
standen, die Zerstörung der Moschee 
sei illegal gewesen, ließen aber die Er-
richtung eines Hindu-Tempels auf dem 
Grundstück zu – mithin eine offen-
sichtliche Privilegierung der Empfin-
dungen eines Segments der religiösen 
Mehrheit.

Gewohnte Übergriffe  
oder neue Qualität?

Illiberale Tendenzen können in der 
indischen Politik seit langem nach-
verfolgt werden. Dies ist zum einen 
der Berechnung von Politiker(inne)
n geschuldet, die Wählerstimmen 
wollen, als auch den Ängsten insti-

Gemälde der Babri-Moschee von dem 
englischen Maler William Hodges (1744–
1797).

Bild: wikimedia, public domain
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tutionell schwacher Behörden, die 
fürchten, dass eine tatkräftige Un-
terstützung individueller Rechte und 
Minderheitsrechte in brisanten Fäl-
len nur Unruhe stiftet. Den Forde-
rungen der Lautesten und Labilsten 
nachzugeben, auch wenn sie nur eine 
Minderheit sind, schien immer der 
Königsweg zu sein. So wurden Bü-
cher verboten, Künstler/-innen exi-
liert, Student(inn)en verhaftet und 
Extremisten ermutigt. 

Was heute in Indien zum Vorschein 
kommt, hat allerdings eine neue 
Qualität. Der Illiberalismus, den wir 
heute sehen, ist keinem politischen 
Zynismus oder staatlicher Furcht ge-
schuldet. Es handelt sich vielmehr um 
ein bewusst in Szene gesetztes, minu-
tiös orchestriertes Programm einer 
erfolgreichen politischen Bewegung. 
Sie zielt darauf ab, liberale Werte und 
Praktiken zu unterminieren, den in-
tellektuellen, kulturellen und politi-
schen Pluralismus zu zerstören, ohne 
den das riesige, vielfältige und demo-
kratische Indien keine Hoffnung auf 
Überleben geschweige denn Größe 
hat. Diese Bewegung hat eine ideo-
logische Vision von Indien als einem 
einheitlich-homogenen Staat, in dem 
Hindus privilegiert sind. Um diese 
Vision zu verwirklichen, muss diese 
Bewegung die Prinzipien des Säkula-
rismus und der Gleichheit, auf denen 
die Republik Indien gründet, beiseite 
schieben. Da die BJP über die Mehr-
heit verfügt, die politische Opposi- 
tion schwach ist, und die Medien sich 
höchst fügsam zeigen, verfolgt die Par-
tei ihre Strategie wie eine veritable 
Dampfwalze.

Wenn die Regierung diesen Weg un-
gehindert verfolgte, könnte eines Ta-
ges sogar Indiens Status als Wahlde-
mokratie auf dem Spiel stehen. Die 
Opposition befindet sich in Auflö-
sung. Lassen Medien und Justiz sich 
weiter einschüchtern, und verhält sich 
die Wahlkommission weiterhin zö-
gerlich, könnte Indiens Chronik der 
freien und fairen Wahlen bald en-
den. Diese schreckliche Aussicht ist 

nicht zwingend, aber die Trends las-
sen nichts Gutes ahnen.

Fingerzeige für einen Ausweg

Kann der Marsch in ein illiberales In-
dien gestoppt oder gebremst werden? 
Es gibt ein Quartett von Kräften, 
das als Stolpersteine agieren könnte. 
Die erste Kraft bildet die Zivilgesell-
schaft. Trotz Drohungen und Schi-
kanen hat sie sich noch nicht erge-
ben. Bekannte Intellektuelle, die sich 
nicht scheuen, ihren Lebensunterhalt 
und in einigen Fällen sogar ihr Leben 
zu riskieren, üben weiterhin Kritik. Es 
wäre zu wünschen, sie fänden zukünf-
tig mehr Gehör. 

Zum zweiten stützt die Regierung ih-
ren Erfolg bei Wahlen auf das, was 
in der Politikwissenschaft „Legitima-
tion durch Leistung“ genannt wird, 
was immer sonst die ideologische 
Festlegung der Regierung sein mag. 
Im indischen Kontext bedeutet das 
in erster Linie, dass Sozialleistun-
gen Stimmen bringen.26 Die Vertei-
lung dieser Leistungen (einige noch 
aus INC-Zeiten) hat das Ansehen 
der BJP bei der ärmeren Bevölke-
rung in Indien gestärkt. Die Finan-
zierung dieser Programme braucht 
allerdings wirtschaftliches Wachs-
tum. Hier könnte der zweite Stol-
perstein liegen. Schwächt sich das 
Wachstum ab, gerät Modis Popula-
rität in Gefahr, der Opposition er-
öffneten sich heute noch ungeahnte 
politische Möglichkeiten. Das letz-
te Quartal 2019 verzeichnete einen 
Rückgang. Kann die Regierung die-
sen Trend nicht umkehren, droht der 
BJP tatsächlich Gefahr. 

Der dritte mögliche Stolperstein liegt 
im tief in der indischen Gesellschaft 
verankerten Kastensystem begründet. 
Seit Jahren hat die BJP Probleme, An-
gehörige unterer Kasten an sich zu bin-
den, unbeschadet ihrer Botschaft der 
Vorherrschaft der Hindu-Mehrheit 
(„Majoritarismus“). Im Jahr 2019 er-
zielte die BJP mit 38 Prozent der Stim-
men trotzdem das beste je erreichte 

Ergebnis unter diesen Wähler(inne)n  
der unteren Kasten. Kann ein solcher 
Erfolg aufrecht erhalten werden? In 
Indien weisen die Wähler/-innen der 
unteren Kasten (was oft Armut bedeu-
tet) bei lokalen, bundesstaatlichen und 
nationalen Wahlen eine hohe Wahlbe-
teiligung auf. Ihre politische Entwick-
lung steht jedoch nicht still. Im Jahr 
2019 verließen sie noch die kastenba-
sierten Parteien in Nordindien, insbe-
sondere in Uttar Pradesh, um die BJP 
zu unterstützen. Dafür erwarten sie 
spürbare materielle Verbesserungen. 
Sollten sich diese absehbar nicht ein-
stellen, verfällt die Garantie auf die 
Stimmen aus den unteren Kasten. Die 
Fähigkeit der BJP könnte sich so ver-
flüchtigen, Wähler/-innen jenseits der 
traditionellen Wahlschichten aus hö-
heren und mittleren Kasten zu errei-
chen. 

Schließlich, und damit zusammen-
hängend, wird die schiere kulturelle, 
sprachliche und ethnische Vielfalt des 
Landes nicht so leicht zu überrollen 
sein. Indiens innewohnende Vielfalt 
wird einem Regime, das die Illibera-
lität umarmt, im Wege stehen. Man 
kann argumentieren, dass Indien als 
ein funktionierender, wenngleich un-
beständiger Staat gerade wegen sei-
ner Verpf lichtung auf die liberale De-
mokratie überlebt hat – wenn auch 
mit Mängeln und lediglich teilwei-
se. Nur universale liberale Prinzipien 
und Rechte – die für alle ohne Rück-
sicht auf den persönlichen Status gel-
ten – können als Grundlage für den 
Zusammenhalt von unterschied-
lichen Regionen, Sprachen, Religi-
onen, Kasten, Klassen und Ethnien 
in Indien dienen. Gleichwohl: Der 
Abbau dieses konstitutionellen Ge-
füges und das Über-Bord-Werfen des 
Ideals der Gleichheit vor dem Gesetz 
im Namen einer hinduistisch-natio-
nalen Utopie seitens der BJP beinhal-
ten natürlich überaus beunruhigende 
Konsequenzen. Hoffen wir, dass wir 
sie nie erleben werden.

Aus dem Englischen übersetzt  
von Thomas Platzbecker
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